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-
Zur historischen Entwicklung

Die historischen Quellen des Mit­
bestimmungsgedankens in Deutsch­
land sind sicherlich vielfältiger Na­
tur. Eine wesentliche Ursache für die
EntwickJun~ und spätere rechtliche
Aus~estaltung der Mitbestimmungs­
idee in Deutschland ist zweifellos in
der relativen Schwäche der deut­
schen Bourgeoisie zu sehen, bedingt
durch die verspätete Industrialisie­
rung, die langandauernde territoriale
Zersplitterung, den Fortbestand der
Feudalmächte im Wilhelminischen
Reich und die -- zumal nach eiern
Fall des Sozialistengesetzes - zu­
nehmende Stärke der Arbeiterbewe­
gung im politischen und wirtschaft­
lich-sozialen Bereich (SPD und die
mit ihr verbundenen "roten Gewerk­
schaften"). Nicht ohne Pikanterie ist
dabei, daß formale Mitwirkungs­
rechte der Arbeitnehmer durch das
"Gesetz über den Vaterländischen
Hilfsdienst" von 1916 in den Rü­
stungsbetrieben eingeführt wurden
- mitten im Ersten Weltkrieg und
sichtlich von dem Bestreben der Mi­
litärs getragen, im Interesse rei­
bungsloser Waffenproduktion soziale
Konflikte auf möglichst kleiner
Flamme zu halten. Skeptisch gegen­
über dem Mitbestimmungsgedanken
mag auch stimmen, daß dureh das
Betriebsrätegesetz von 1920, das die
Einrichtung von Betriebsräten und
eine bescheidene Repräsentanz eier
Arbeiter in den Aufsichtsräten vor­
sah. die sehr viel umfassendere und
auf grundsiitzlichen sozialen Wandel
ausgerichtete Rätebewegung der
Jahre 1918/19 in enge, systemkon­
forme Bahnen kanalisiert wurde ­
übrigens nicht ohne den Protest
großer Teile der Arbeiterschaft.

Nichtsdestoweniger, die National­
sozialistf'Jl wußten durchaus, was sie
taten, als sie in einer ihrer ersten
Maßnahmen nicht nur die Gewerk­
schaften verboten, sondern überdies
die bescheidenen Mitwirkun,gsrechte
der Arbeiter außer Kraft setzten und
an ihre Stelle das faschistische Füh­
rer~Gefolgschafts-Prinzip auch auf
der Unternehmensebene setzten. Die
der Mitbestimmung zugrundelie­
gende Idee einer konstitutionellen
Beschränkung der auf Privateigen­
tum an den Produktionsmitteln be­
ruhenden Unternehmerherrschaft
war für die Nationalsozialisten, wie

diese klar erkannten, nicht nur in
theoretischer, sondern auch in prak­
tischer Hinsicht gefährlich, hätte
doch die Fortsetzung der gewerk­
schaftlichen Betriebsratsarbeit die
Möglichkeit nichtfaschistischer, ja
sogar antifaschistischer Organisie­
rung geboten. Theoretisch war der
Mitbestimmungsgedanke für den Na­
tionalsozialismus insofern bedroh­
lich, als er die Unternehmershierar­
chie, welche die Nationalsozialisten
als konkrete Ausprägung des Füh­
l'erprinzips auf Unternehmensebene
betrachteten, zwar nicht vollständig
negierte, aber doch immerhin relati­
vierte. Und hatten nicht weiterge­
hende Diskussionen im Allgemeinen
Deutschen Gewerkschaftsbund in
den zwanziger .Jahren deutlich ge­
macht, daß Mitbestimmung zum
Ausgangspunkt, ja Sprungbrett wei­
tergehender Forderungen nach um­
fassender Wirtschaftsdemokratie
werden konnte, wie dies die gleich­
namige Studie von Fritz Naphtali
(1928) formulierte?

Beteiligung, nicht Veränderung

Ganz konsequent wurde nach dem
Zweiten Weltkrieg Theorie und Pra­
xis der Mitbestimmung in der sich
herausbildenden Bundesrepublik
Deutschland wieder aufgegriffen.
Wenn es auch nicht gelang, die in
der Montanindustrie errungene und
1951 gesetzlich kodifizierte paritäti­
sche Mitbestimn'lung der Arbeitneh­
mer im Aufsichtsrat auf die gesamte
Wirtschaft auszudehnen, so p)ühielt
doch das Betriebsverfassungsgesetz
von 1952 zumindest noch den Grund­
satz, daß die Arbeitnehmer über ihre
Repräsentanten - vor allem das
Drittel Arbeitnehmervertreter im
Aufsichtsrat und die Betriebsräte ­
an den betrieblichen Entscheidungen
zu beteiligen seien, wenn auch in al­
len wichtigen Fragen eine klare Do­
minanz der Unternehmerseite, unter­
stützt durch eine neu eingeführte
"Friedenspflicht" der ArbeitrH'hm('l'­
vertreter im Interesse des Unterneh­
mens, fortbestand.

Unabhängig von der spezific;chen
Ausgestaltung dieser gesetzlichen
Regelungen waren diese historischen
Entwicklungen doch wesentlich von
der Vorstellung bestimmt, die exi­
stierende Entscheidungsstruktur be­
ruhe weitgehend auf organisato-

risch-arbeitstechnlsch bedingten
Funktionsabläufen, und Mitbestim­
mung strebe demzufolge eine Be­
te i I i gun g der Arbeitnehmer an
diesen Entscheidungsstrukturen an,
weniger jedoch ihre Veränderung, da
eben die organisatorisch-technischen
Funktionsabläufe als weitgehend un­
veränderbar erschienen. Einen be­
sonders prägnanten Ausdruck fand
diese den Betei ligten sicherlich häu­
fig nicht bewußte Grundvorstellung
darin, daß sich die Mitbestimmung
und Mitwirkung der Arbeitnehmer
v.:esentlich indirekt und in Institutio­
nen vollzo,g und daß die für den ein­
zelnen Arbeitnehmer besonders
wichtige Ebene des Arbeitsplatzes
fast völlig ausgespart blieb. Das no­
ve11 iede Beiriebsverfassungsgesetz
vom 19. Jänner 1972 hat hier erste
Ansätze zu einer Neuorientierung
geschaffen. Die - wenn auch sehr
bescheidenen - Informatians- und
Anhörungsrechte des einzelnen Ar­
beitnehmers in Fragen, die seinen
Arbeitsbereich betreffen und zu de­
ren Geltendmachung er den Be­
triebsrat hinzuziehen kann (§§ 81 ff),
verbunden mit verbesserten Befug­
nissen des Betriebsrats in sazial- und
personalpolitischer Hinsicht (§ 87, §§
92 ff) sind weniger in ihrer juristi­
schen Schlagkraft bedeutungs\'oll,
sondern in einer Reorientierung hin
zu Fragen, welche die Arbeitssitu­
aHon des einzelnen Beschäftigten be­
treffen. Besonders ausgeprägt findet
sich die Berücksichtigung der Ar­
beitssituation in den §§ 90 und 91 des
B<.'triebsverfassungs,gesetzes, die dem
Betriebsrat Mitwirkungsrechte bei
Umstellungs- und Innovationspro­
zessen einräumen, deren Umfang in
der juristischen Diskussion aller­
dings umstritten ist. Immerhin ist als
Prinzip festgehalten, daß bei den
vorgeschriebenen Beratungen
"... die gesicherten arbeitswissen~

sehartlichen. Erkenntnisse über die
mcnschengcn'chte Gestaltung der Ar­
beit berücksichti~t werden {sollen)".
Darüber hinaus kann der Betriebsrat
bei "Änderungen der Arbeitsplätze,
des Arbeitsablaufs oder der Arbeits­
umgebung, die den gesicherten ar­
beitswissenschaftlichen - Erkenntnis­
sen über die menschengerechte Ge­
staltung offensichtlich widerspre­
chen, ... angemessene Maßnahmen
zur Abwendun~, Milderung oder
zum Aus~leich der Belastung verlan­
gen", falls dadurch die Arbeitnehmer
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des Betriebes "in besonderer Weise
belastet werden".

Hier wird erstmalig die konkrete
Arbeitssitualion - verbunden mit
dem Anspruch auf ihre "menschen­
gerechte Gestaltung" - zum Inhalt
von Mitbestimmungsrechten. wie
schwach immer diese ausgeprägt
sein mögen. Ob durch die "Beinahe­
Parität" der Arbeitnehmervertreter
im Aufsichtsrat nach dem abge­
sl'hwüchten Mitbl'stimmungsgesetz
von 1976 eine verstärkte Einbl'in­
gung arbeitsplatzbezogener Beschäf­
tigteninteressen bei Umstellungs­
und Innovationsprozessen zu erwar­
ten ist. erscheint indes eher zweifel­
haft. Festzuhalten bleibt auf jeden
Fall, daß das Betriebsverfassungsge­
setz von 1972 Elemente von Arbeits­
qualität im Sinne einer "Qualität der
Arbeitssituation" (Fürstenberg, 1976)
enthält. Offensichtlich ist auch, daß
die genannten Bestimmungen nur
dann konkret ausgefüllt werden kön­
nen, wenn "menschengerechte Ge­
staltung der Arbeit" operational ge­
faßt und durch arbeitswissenschaftli­
ehe Erkenntnisse abgestützt werden
kann; letzteres setzt nicht nur die
präzise arbeitswissenschaftliche Er­
fassung von Arbeitssituationen ­
und. mithin die weitere Entwicklung
der Arbeitswissenschaft überhaupt
- voraus, sondern auch die Über­
mittlung der so gewonnenen arbeits­
wissenschaftlichen Erkenntnisse an
die Arbeitnehmervertreter.

Signale für ein neues Aktionsfeld

Die zunehmende Bedeutung, die
der Humanisiernng des Arbeitsle­
bens - so ein gebräuchliches Schlag­
wort und zugleich der Titel eines
umfangreichen Forschungspro­
gramms des Bundesministers für
Forschung und Technologie - beige­
messen wird, zeigt sich jedoch auch
außerhalb der bisher beschriebenen
Ebene der Mitbestimmung und der
Betriebsverfassung: seit Beginn der
siebziger Jahre auch in kollektiven
Aktionen der Arbeiter und in einer
Neuorientierung der Tarifpolitik.
Ein bemerkenswertes Signal dafür
waren die spontanen Streiks der
Ford-Arbeiter in Köln 1973 - vor
allem der Arbeiter unterer Lohn­
gruppen. die in den ~1itbl'stim­

mun,gsor!:anen unterrepräsentiert
waren -. die nicht nur auf IVlängel
der Interessenvertretung durch die
trad itionellen Mitbestimmun,gsträf!er
aufmerksam machten, sondern bei
denen es wesentlich auch um die
Herabsetzung der Fließbandge­
schwindigkeiten ging. Noch deutli­
cher wird diese Entwicklung in den
Arbeitskämpfen im Metalltarifbezirk
Nordwürttemberg/Nordbaden im
Herbst desselben Jahres, bei denen

~li tbcst irnrnung

es zum erstenmal zentral nicht um
traditionelle Lohnziele ging, sondern
um das ausdrücklich betonte Ziel ei­
ner Verbesserung und Mitgestaltung
der Arbeitsbedingungen für und
durch die Beschäftigten. Im Mantel­
tarifvertrag und im Lohnrahmenta­
rifvertrag II für die Metallindustrie
dieses Bezirks wurden diese Ziele
dann auch - zumindest ansatzweise
- kodifiziert und es kam zum er­
stenmal zu einer kollcktivvert raglich
vereinbarten Einflußnahme der Ar­
beitnehmer und ihrer Gewerkschaf­
ten auf die konkreten Arbeitsbedin­
gun,gen, wie etwa das Tempo der
Fließbandarbeit. In den Tarifausein­
andersetzungen und Arbeitskämpfen
seit 1976 hat sich vor allem in den
Bereichen, die von raschen Innova­
tionsprozessen betroffen sind, wie
etwa der Druckindustrie, erneut die
Bedeutung der Mitgestaltung dl'l'
Arbeitsbedingungen durch die Ar­
beitnehmer und ihre Gewerkschaf­
ten bewiesen, wenngleich die ange­
strebte Einflußnahme der Arbeitneh­
mervertreter eher defensiven Cha­
rakter hatte und häufig auf den
Schutz älterer, von den Modernisie­
rungsprozessen besonders betroffe­
ner Arbeitnehmer ausgerichtet war.
Immerhin läßt sich als wesentliches
Ergebnis der Entwicklung der letz­
ten zehn Jahre festhalten, daß so­
wohl auf der Ebene des Betriebsver­
fassungs- und auch des Mitbestim­
mungsgesetzes wie auf der Ebene der
kollektivvertraglichen Regelungen
diE' menschengerechte Gestaltung
und Verbesserung der Arbei~sbedin­

gungen als neues und ständig wichti­
ger werdendes Aktionsfeld herausge­
bildet hat.

Das Forschungsprogramm zur
Humanisierung des Arbeitslebens

Neben den skizzierten gesetzlichen
und kollektivvertraglichen Neuerun­
gen zu Beginn der siebziger Jahre
hat auch die Entwicklung neuer For­
men der Arbeitsorganisation in an­
deren Ländern - mehr traditionel­
len Typs in den Vereinigten Staaten,
mit weiterführenden Perspektiven in
den skandinavischen Ländern - die
Bedeutung von Arbeitsqualität in
das öfft'ntliche Bewußtsein CPrückt.
Auch die Unternehmer zei,gten zu­
nehmend Interesse an einer
selbstverständlich systemkonformen,
das heißt die betriebliche Entschei­
dungshierarchie nicht gefährdenden
- Lösung der mit unbefriedi,genden
Arbeitssituationen verbundenen Pro­
bleme, da sie selbst mittelbar, aber in
zunehmendem Maße von der Ar­
beitsunzufriedenheit betroffen wur­
den, etwa in Form häufigen Arbeits­
platz- und Betriebswechsels, hohen
Krankenstands, von Leistungsminde-

rung und auch offener und versteck­
ter Leistungszurückhaltung seitens
der Arbeitnehmer, wenn auch die
westdeutschen Unternehmer von
drastischeren Äußerungen der Unzu­
friedenheit in Form von Sabotage
und Boykott weitgehend verschont
blieben. Der Monotonie repetitiver
Teilarbeiten wurde versucht, mit
Hilfe von Vergrößerung und Berei­
cherung des Arbeitsfeldes (Job En­
richment, Job Enlargement) und re­
gelmäßigem Arbeitsplatzwechsel
(Job Rotation) zu begegnen. Weiter
gefaßte, die betriebliche Organisa­
tion tendenziell in Frage stellende
Experimente, wie das der teilautono­
men Arbeitsgruppen insbesondere in
den skandinavischen Ländern - be­
kannt wurde hier der großangelegte
Versuch im Volvo-Werk in Halmstad
(Schweden) -, sind dagegen in der
Bundesrepublik nur in wenigen Fäl­
len in Angriff genommen worden.

Angesichts dieser Faktoren - dem
Auftrag des Betriebsverfassungsge­
setzes von 1972, der Neuorientierung
der gewerkschaftlichen Tarifpolitik,
der internationalen Entwicklung und
auch des wachsenden Interesses der
Unternehmen selbst - wurde eine
staatliche Koordinierung und Förde­
rung dieser Aktivitäten in der Bun­
desrepublik unabweisbar. Sie er­
folgte in Form eines Aktionspro­
gramms der Bundesregierung von
1974,das in den folgenden Jahren ins­
besondere vom Bundesministerium
für Forschung und Technologie zu­
nehmend konkretisiert und vertieft
wurde. Gleichzeitig wurden die da­
für bereitgestellten Mittel rasch ge­
steigert; sie wuchsen von 9 Millionen
DM 1974 auf etwa 80 Millionen DM
im Jahre 1978. Bis 1980 sollen die fi­
nanziellen Aufwendungen für das
Programm auf 118 Millionen DM an­
gewachsen sein. Angesichts der
Komplexität, um nicht zu sagen
Schwammigkeit dessen, was unter
"Arbeitsqualität" oder "Humanisie­
rung des Arbeitslebens" verstanden
werden soll, konnte es nicht ausblei­
ben, daß im Rahmen des Aktionspro­
gramms auch Grundlagenforschung
zur Konkretisierung dieser Konzepte
und zur Entwicklung übergreifender
Strate.gien der !TIenschengerechten
Gestaltun,g der Arbeitswelt geWrdert
wurde und wird. Der weitaus grö­
ßere Teil der i\littel wird jedoch dar­
auf verwendet, konkrete experimen­
telle Untersuchungen in einzelnen
Betrieben oder bei der Entwicklung
weniger belastender Maschinen und
Produktionsverfahren zu unterstüt­
zen. Dabei ist man bestrebt, solche
Projekte zu fördern, die einen über
das konkrete Vorhaben hinauswei­
senden "Modellcharakter" haben,
das heißt, daß man glaubt, die Er­
gebnisse solcher Projekte mutatis
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oder Problembereiche übertragen zu
können. Da der geforderte "Modell­
charakter ll aber inhaltlich kaum be­
stimmt werden kann und überdies
v 0 I' der Durchführung eines Pro­
jekts schwer abgeschätzt werden
kann, ist er gerade bei den Wissen­
schaftern und Institutionen, die Pro­
jekte durchführen wollen, zum Ge­
genstand teilweise heftiger Kritik
geworden.

Besonders aufwendig, aber auch
von unbestreitbarem praktischem
Wert und wohl am wenigsten kon­
trovers in der praktischen Anwen­
dung sind solche Untersuchungen
und Experimente, die sich mit tech­
nisch-physikalischen Arbeitsbela­
stungen befassen. Dazu gehören Un­
tersuchungen über toxische Wirkun­
gen von chemischen Substanzen und
Prozessen, insbesondere im Hinblick
auf mögliche langfristige Effekte,
und zum anderen über Arbeitsbela­
stungen durch Lärm, Erschütterun­
gen und andere Umgebungseinflüsse.
Inhalt solcher Projekte sind nicht
nur die bessere wissenschaftliche Er­
fassung möglicher schädlicher Wir­
kungen als Grundlage für eine be­
stimmung zulässiger Toleranzgren­
zen, Normen und Standards, sondern
darüber hinaus auch die Entwick­
lung alternativer Substanzen, Ver­
fahren und Maschinen, die derartige
Belastungen ganz oder teilweise ver­
meiden. Die Entwicklung und Erpro­
bung solcher substitutiver Prozesse
ist zwar meist mi t sehr hohen Kosten
verbunden, ist aber vor allem deswe­
gen wichtig, weil damit der Be­
fürchtung entgegengewirkt werden
kann, eine zu starke Betonung der
Arbeitsqualität behindere die indu­
strielle Produktion und das wirt­
schaftliche Wachstum. Weitere Ak­
tionsrichtungen des Programms be­
ziehen sich auf physische Beanspru­
chungen durch Schwerarbeit oder
einseitige Belastungsformen - dazu
gehört auch die physische Unterbe­
anspruchung durch Kontroll- und
Koordinierungsaufgaben sowie
der schwieriger zu erfassende Be­
reich der psychischen Beanspru­
chung durch repetitive oder einseitig
belastende Arbeitsformen. Gleichzei­
tig soll durch Vermeidung psychi­
scher oder physischer Fehlbeanspru­
chung der Gefahr von nachlassender
Konzentration und Aufmerksamkeit
der Arbeiter entgegengewirkt wer­
den mit dem Ziel, die Arbeitsplatzsi­
cherheit zu erhöhen.

In den bisher genannten Problem­
bereichen gehen die Interessen von
Beschäftigten und Unternphmcn
weitgehend miteinander knnf'.l1rn.
Dies ,gilt nicht mehr für den \.... i<'hti­
,gen Teil der Humanisierung d~s Ar­
beitslebens, der sich mit den Auswir-

~] i Ihe~linlnlung

kungen der Arbeitsor,ganisation auf
den Menschen befaßt, da hier die be­
triebliche Entscheidungshierarchie
betroffen wird. Bereits bei der Orga­
nisation des Arbeitsablaufes kann
das Interesse der Beschäftigten an
ganzheitlicher, verantwortungsvoller
Tätigkeit in Widerspruch zu den
Herrschaftserfordernissen der Un­
ternehmung kommen, da die Be­
triebshierarchie wesentlich auf der
Konzentration von dispositiven Tä­
tigkeiten in der Unternehmensspitze
und der Zuweisung vorwiegend aus­
führender Tätigkeiten ohne wesent­
liche Entscheidungskompetenzen
und Verantwortlichkeiten an den
Großteil der Bele,gschaft basiert
(Fritz Roy/Nutzinger, 1974). Die Er­
fahrungen mit der Einführung teil­
autonomer Gruppen in den skandi­
navischen Ländern belegen deutlich
diesen Konflikt. Ebenfalls in Wider­
spruch zur traditionellen Unterneh­
menshierarchie können solche 01'­
,ganisatorischen Änderungen führen,
welche die Entscheidungs- und Mit­
wirkungsrechte der Beschäftigten,
etwa in Fragen der Personalplanung,
der Arbeitsbewertung und der Ent­
lohnung, betreffen. Hier zeigen sich
deutlich die Grenzen, die jeder Stra­
tegie der Humanisierung des Ar­
beitslebens durch die bestehende
Wirtschafts- und Gesellschaftsord­
nung gesetzt sind. Dabei darf aller­
dings nicht verschwiegen werden,
daß in den Ländern des "real existie­
renden Sozialismus" sich der über
Planstrukturen vermittelte Wider­
spruch zwischen den Entscheidungs­
kompetenzen der Unternehmenslei­
tung und dem Interesse der Beschäf­
tigten an verantwortungsvoller und
befriedigender Arbeit mit minde­
stens gleicher Schärfe stellt. Über­
dies deuten die Erfahrungen in Ju­
goslawien, dem bisher einzigen Land,
das Selbstverwaltung der Unterneh­
men durch die Beschäftigten zum
Lenkungsprinzip erhoben hat, darauf
hin, daß auch bei Einführung demo­
kratischer Entscheidungsstrukturen
der Gegensatz zwischen funktional
erforderlichen Anordnungs- und
Entscheidungskompetenzen in den
Händen von - wenn auch demokra­
tisch legitimierten - Unternehmens­
leitungen und dem Interesse der Ar­
beiter an Selbstverwirklichung und
Verantwortung allenfalls gemildert
werden kann (Nutzinger, 1978).

\Veitere Aktionsfelder des For­
schungsprogramms betreffen spe­
zielle Personengruppen, die in der
ge,genwärtigen Arbeitsmarktlage be­
sonders benachteiligt sind: das sind
bekanntlich VOr allem Jugendliche,
die weiblichen Arbeitnehmer - ver­
~('härft dann, wenn sie nur Teilzeit­
arbeit anstreben -, und weiterhin
die behinderten und älteren Arbeit-
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nehmer, die zunehmend an den
Rand, wenn nicht ,gar außerhalb des
Arbeitsmarktes gedrängt werden.
Neben einer Verminderung der spe­
ziellen Arbeitsbelastungen für diese
Gruppen durch Entwicklung geeig­
neter Verfahren und Arbeitsplätze
geht es hierbei vor allem darum, die
Arbeitsmarktsituation dieser Perso­
nen,gruppe zu verbessern. Hier sind
natürlich dem Aktionspro,gramm der
Bundesregierung durch die gesamt­
wirtschaftliche Arbeitsmarktlage
sehr enge Grenzen gesetzt. Interes­
sant bleibt immerhin, daß die Unter­
nehmen trotz einer für sie günstigen
Arbeitsmarktlage daran interessiert
bleiben, das Forschungsprog-ramm in
Anspruch zu nehmen, um die Ar­
beitszufriedenheit der Beschäftigten
zu erhöhen.

Humanisierung des Arbeitslebens
und Wirtschaftsdemokratie

Ein praktisch sicherlich nützliches
Prinzip des Forschungsprogramms
besteht darin, nur solche Projekte zu
fördern, deren Durchführung mit
den Betroffenen - also der Unter­
nehmensleitung und dem Betriebsrat
- abgesprochen sind. Darin zeigt
sich aber auch bereits die Grenze ei­
ner isolierten Humanisierungsstrate­
gie: sie wird sich unter kapitalisti­
schen Bedin,gungen letztlich immer
nur dann und insoweit durchsetzen
lassen, als die Rentabilität der betei­
ligten Unternehmen nicht gefährdet
wird. Ja, es läßt sich sogar nicht von
vornherein der Verdacht von der
Hand weisen, daß das Forschun~s­

pro~ramm letztlich mehr den Ren­
tabilitätsinteressen der Unternehmen
dient und diesen Forschung, Ent­
wicklung und Investitionen im Be­
reich der Arbeitsbedingungen ab..
nimmt, die diese zur Vermeidung ho­
her Personalkosten ohnedies hätten
durchführen müssen. Gerade im Be­
reich technisch-physikalischer Bela­
stungen besteht überdies die Gefahr,
daß bei der Einführung alternativer
Prozesse eher Rationalisierungs- als
Humanisierungsgesichtspunkte zum
Zuge kommen können.

Diesen Bedenken sollte zweierlei
entgegengehalten werden: Es ist eine
gerade für "linke" Kritiker unserer
Gesellschaftsordnung besonders ver­
"'underliche Naivität zu glauben. der
Prozeß entwickle und steuere schon
aus sich selbst heraus die erforderli­
chen Maßnahmen zu Verbesserun(!
der Arbeitsqualität. Dieser naive,
sonst nur von extrem Konservativen
vertretene Glaube an die Selbststeu­
erung der Wirtschaft übersieht die
Tatsache, daß ohne eine wissen­
schaftliche Erforschung des Arbeits­
ablaufs viele Belastungsfaktoren gar
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nicht als solche erkannt werden kön­
nen und überdies auch, daß der Ka­
pitalismus auch auf erkannte Bela­
stungen meist weniger mit einer Än­
derun.g der Arbeitssituation. sondern
eher mit. monetären KompC'nsatio­
nen. wie etwa Schwerarbeiterzula­
gen, reagiert. Zum zweiten Bedenken
ist nur zu sagen, daß Humanisierun~

des Arbeitslebens als isolierte Strate­
gie sicherlich nicht die Wirtschafts­
und Gesellschaftsordnung der Bun­
des republik D<'utschland wesentlich
verändern kann.

Auf der anderen Seite kann aber
kein Zweifel bestehen, daß jede
Strateaie der Wil'tschaftsdemokratie
im Sinne einer erhöhten Beteiligung
der Arbeitnehmer an den Entschei­
dungen über ihre Arbeitswelt not­
wendig Humanisierung des Arbeits­
lebens als wesentliches Element ent­
halten muß (Vilmar/Sattler, 1978).
Die Erfahrungen mit den tradition(']­
len Mitbestimmungsregelungen, aber
auch mit dem bloßen Eigentums­
wechsel in den Ländern des "real
existierenden Sozialismus" belegen
deutlich die Grenzen, die jeder Um­
verteilung von Entscheidungsmacht
bei ~egebener Struktur der Betriebs­
or~anisation gesetzt sind. Mitbe­
stimmung und Selbstbestimmung
der arbeitenden Menschen kann sich
nicht nur in demokratischen Legiti­
mationsverfahren erschöpfen, son­
dern sie muß für die Betroffenen
konkret erfahrbar sein. Deshalb ist
Humanisierung des Arbeitslebens,
verbunden mit ergänzE'nden gesetzli­
chen und politischen Veränderungen,
ein wesentliches Element jeder reali­
stischen Strate~ie des demokrati­
schen Sozialismus.
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